
Vahlens Textausgaben

Aktuelle Wirtschaftsgesetze 2016

Die wichtigsten Wirtschaftsgesetze für Studierende

Bearbeitet von
Prof. Dr. Ulrich Döring, Prof. Dr. Ernst R. Führich, Prof. Dr. Eugen Klunzinger, Prof. Dr. Marcus Oehlrich,

Prof. Dr. Thorsten Richter

8. Auflage 2016. Buch. Rund 1500 S. Kartoniert
ISBN 978 3 8006 5140 5

Format (B x L): 12,8 x 19,4 cm

Recht > Rechtswissenschaft, Nachbarbereiche, sonstige Rechtsthemen >
Allgemeines, Einführungen, Gesamtdarstellungen, Nachschlagewerke

Zu Inhalts- und Sachverzeichnis

schnell und portofrei erhältlich bei

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de ist spezialisiert auf Fachbücher, insbesondere Recht, Steuern und Wirtschaft.
Im Sortiment finden Sie alle Medien (Bücher, Zeitschriften, CDs, eBooks, etc.) aller Verlage. Ergänzt wird das Programm
durch Services wie Neuerscheinungsdienst oder Zusammenstellungen von Büchern zu Sonderpreisen. Der Shop führt mehr

als 8 Millionen Produkte.

http://www.beck-shop.de/Aktuelle-Wirtschaftsgesetze-2016/productview.aspx?product=15978284&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_lp&utm_campaign=pdf_15978284&campaign=pdf/15978284
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=28062
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=28062
http://www.beck-shop.de/fachbuch/inhaltsverzeichnis/Aktuelle-Wirtschaftsgesetze-2016-9783800651405_2710201506150961_ihv.pdf
http://www.beck-shop.de/fachbuch/sachverzeichnis/Aktuelle-Wirtschaftsgesetze-2016-9783800651405_2710201506151031_rg.pdf


hat der Vermieter in seinem Mieterhöhungsverlangen diese Angaben auch
dann mitzuteilen, wenn er die Mieterhöhung auf ein anderes Begründungs-
mittel nach Absatz 2 stützt.

(4) 1 Bei der Bezugnahme auf einen Mietspiegel, der Spannen enthält,
reicht es aus, wenn die verlangte Miete innerhalb der Spanne liegt. 2 Ist in
dem Zeitpunkt, in dem der Vermieter seine Erklärung abgibt, kein Mietspie-
gel vorhanden, bei dem § 558 c Abs. 3 oder § 558 d Abs. 2 eingehalten ist, so
kann auch ein anderer, insbesondere ein veralteter Mietspiegel oder ein Miet-
spiegel einer vergleichbaren Gemeinde verwendet werden.

(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 558b Zustimmung zur Mieterhöhung. (1) Soweit der Mieter der
Mieterhöhung zustimmt, schuldet er die erhöhte Miete mit Beginn des
dritten Kalendermonats nach dem Zugang des Erhöhungsverlangens.

(2) 1 Soweit der Mieter der Mieterhöhung nicht bis zum Ablauf des zweiten
Kalendermonats nach dem Zugang des Verlangens zustimmt, kann der Ver-
mieter auf Erteilung der Zustimmung klagen. 2 Die Klage muss innerhalb von
drei weiteren Monaten erhoben werden.

(3) 1 Ist der Klage ein Erhöhungsverlangen vorausgegangen, das den An-
forderungen des § 558 a nicht entspricht, so kann es der Vermieter im
Rechtsstreit nachholen oder die Mängel des Erhöhungsverlangens beheben.
2 Dem Mieter steht auch in diesem Fall die Zustimmungsfrist nach Absatz 2
Satz 1 zu.

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 558c Mietspiegel. (1) Ein Mietspiegel ist eine Übersicht über die orts-
übliche Vergleichsmiete, soweit die Übersicht von der Gemeinde oder von
Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter gemeinsam erstellt oder
anerkannt worden ist.

(2) Mietspiegel können für das Gebiet einer Gemeinde oder mehrerer
Gemeinden oder für Teile von Gemeinden erstellt werden.

(3) Mietspiegel sollen im Abstand von zwei Jahren der Marktentwicklung
angepasst werden.

(4) 1 Gemeinden sollen Mietspiegel erstellen, wenn hierfür ein Bedürfnis
besteht und dies mit einem vertretbaren Aufwand möglich ist. 2 Die Miet-
spiegel und ihre Änderungen sollen veröffentlicht werden.

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften über den näheren Inhalt und das
Verfahren zur Aufstellung und Anpassung von Mietspiegeln zu erlassen.

§ 558d Qualifizierter Mietspiegel. (1) Ein qualifizierter Mietspiegel ist
ein Mietspiegel, der nach anerkannten wissenschaftlichen Grundsätzen erstellt
und von der Gemeinde oder von Interessenvertretern der Vermieter und der
Mieter anerkannt worden ist.

(2) 1 Der qualifizierte Mietspiegel ist im Abstand von zwei Jahren der
Marktentwicklung anzupassen. 2 Dabei kann eine Stichprobe oder die Ent-
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wicklung des vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindexes für die
Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland zugrunde gelegt wer-
den. 3Nach vier Jahren ist der qualifizierte Mietspiegel neu zu erstellen.

(3) Ist die Vorschrift des Absatzes 2 eingehalten, so wird vermutet, dass die
im qualifizierten Mietspiegel bezeichneten Entgelte die ortsübliche Ver-
gleichsmiete wiedergeben.

§ 558e Mietdatenbank. Eine Mietdatenbank ist eine zur Ermittlung der
ortsüblichen Vergleichsmiete fortlaufend geführte Sammlung von Mieten, die
von der Gemeinde oder von Interessenvertretern der Vermieter und der
Mieter gemeinsam geführt oder anerkannt wird und aus der Auskünfte
gegeben werden, die für einzelne Wohnungen einen Schluss auf die orts-
übliche Vergleichsmiete zulassen.

§ 559 Mieterhöhung nach Modernisierungsmaßnahmen. (1) Hat der
Vermieter Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555 b Nummer 1, 3,
4, 5 oder 6 durchgeführt, so kann er die jährliche Miete um 11 Prozent der
für die Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.

(2) Kosten, die für Erhaltungsmaßnahmen erforderlich gewesen wären,
gehören nicht zu den aufgewendeten Kosten nach Absatz 1; sie sind, soweit
erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln.

(3) Werden Modernisierungsmaßnahmen für mehrere Wohnungen durch-
geführt, so sind die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen auf-
zuteilen.

(4) 1 Die Mieterhöhung ist ausgeschlossen, soweit sie auch unter Berück-
sichtigung der voraussichtlichen künftigen Betriebskosten für den Mieter eine
Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen
des Vermieters nicht zu rechtfertigen ist. 2 Eine Abwägung nach Satz 1 findet
nicht statt, wenn
1. die Mietsache lediglich in einen Zustand versetzt wurde, der allgemein
üblich ist, oder

2. die Modernisierungsmaßnahme auf Grund von Umständen durchgeführt
wurde, die der Vermieter nicht zu vertreten hatte.
(5) 1 Umstände, die eine Härte nach Absatz 4 Satz 1 begründen, sind nur

zu berücksichtigen, wenn sie nach § 555 d Absatz 3 bis 5 rechtzeitig mit-
geteilt worden sind. 2 Die Bestimmungen über die Ausschlussfrist nach Satz 1
sind nicht anzuwenden, wenn die tatsächliche Mieterhöhung die angekündig-
te um mehr als 10 Prozent übersteigt.

(6) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 559a Anrechnung von Drittmitteln. (1) Kosten, die vom Mieter oder
für diesen von einem Dritten übernommen oder die mit Zuschüssen aus
öffentlichen Haushalten gedeckt werden, gehören nicht zu den aufgewende-
ten Kosten im Sinne des § 559.

(2) 1Werden die Kosten für die Modernisierungsmaßnahmen ganz oder
teilweise durch zinsverbilligte oder zinslose Darlehen aus öffentlichen Haus-
halten gedeckt, so verringert sich der Erhöhungsbetrag nach § 559 um den
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Jahresbetrag der Zinsermäßigung. 2 Dieser wird errechnet aus dem Unter-
schied zwischen dem ermäßigten Zinssatz und dem marktüblichen Zinssatz
für den Ursprungsbetrag des Darlehens. 3Maßgebend ist der marktübliche
Zinssatz für erstrangige Hypotheken zum Zeitpunkt der Beendigung der
Modernisierungsmaßnahmen. 4Werden Zuschüsse oder Darlehen zur De-
ckung von laufenden Aufwendungen gewährt, so verringert sich der Erhö-
hungsbetrag um den Jahresbetrag des Zuschusses oder Darlehens.

(3) 1 Ein Mieterdarlehen, eine Mietvorauszahlung oder eine von einem
Dritten für den Mieter erbrachte Leistung für die Modernisierungsmaßnah-
men stehen einem Darlehen aus öffentlichen Haushalten gleich. 2Mittel der
Finanzierungsinstitute des Bundes oder eines Landes gelten als Mittel aus
öffentlichen Haushalten.

(4) Kann nicht festgestellt werden, in welcher Höhe Zuschüsse oder Darle-
hen für die einzelnen Wohnungen gewährt worden sind, so sind sie nach dem
Verhältnis der für die einzelnen Wohnungen aufgewendeten Kosten aufzutei-
len.

(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 559b Geltendmachung der Erhöhung, Wirkung der Erhöhungs-
erklärung. (1) 1 Die Mieterhöhung nach § 559 ist dem Mieter in Textform
zu erklären. 2 Die Erklärung ist nur wirksam, wenn in ihr die Erhöhung auf
Grund der entstandenen Kosten berechnet und entsprechend den Vorausset-
zungen der §§ 559 und 559 a erläutert wird. 3 § 555 c Absatz 3 gilt entspre-
chend.

(2) 1 Der Mieter schuldet die erhöhte Miete mit Beginn des dritten Monats
nach dem Zugang der Erklärung. 2 Die Frist verlängert sich um sechs Monate,
wenn
1. der Vermieter dem Mieter die Modernisierungsmaßnahme nicht nach den
Vorschriften des § 555 c Absatz 1 und 3 bis 5 angekündigt hat oder

2. die tatsächliche Mieterhöhung die angekündigte um mehr als 10 Prozent
übersteigt.
(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-

sam.

§ 560 Veränderungen von Betriebskosten. (1) 1 Bei einer Betriebskos-
tenpauschale ist der Vermieter berechtigt, Erhöhungen der Betriebskosten
durch Erklärung in Textform anteilig auf den Mieter umzulegen, soweit dies
im Mietvertrag vereinbart ist. 2 Die Erklärung ist nur wirksam, wenn in ihr
der Grund für die Umlage bezeichnet und erläutert wird.

(2) 1 Der Mieter schuldet den auf ihn entfallenden Teil der Umlage mit
Beginn des auf die Erklärung folgenden übernächsten Monats. 2 Soweit die
Erklärung darauf beruht, dass sich die Betriebskosten rückwirkend erhöht
haben, wirkt sie auf den Zeitpunkt der Erhöhung der Betriebskosten, höchs-
tens jedoch auf den Beginn des der Erklärung vorausgehenden Kalenderjahres
zurück, sofern der Vermieter die Erklärung innerhalb von drei Monaten nach
Kenntnis von der Erhöhung abgibt.
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(3) 1 Ermäßigen sich die Betriebskosten, so ist eine Betriebskostenpauschale
vom Zeitpunkt der Ermäßigung an entsprechend herabzusetzen. 2 Die Er-
mäßigung ist dem Mieter unverzüglich mitzuteilen.

(4) Sind Betriebskostenvorauszahlungen vereinbart worden, so kann jede
Vertragspartei nach einer Abrechnung durch Erklärung in Textform eine
Anpassung auf eine angemessene Höhe vornehmen.

(5) Bei Veränderungen von Betriebskosten ist der Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit zu beachten.

(6) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 561 Sonderkündigungsrecht des Mieters nachMieterhöhung.
(1) 1Macht der Vermieter eine Mieterhöhung nach § 558 oder § 559

geltend, so kann der Mieter bis zum Ablauf des zweiten Monats nach dem
Zugang der Erklärung des Vermieters das Mietverhältnis außerordentlich zum
Ablauf des übernächsten Monats kündigen. 2 Kündigt der Mieter, so tritt die
Mieterhöhung nicht ein.

(2) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

Kapitel 3. Pfandrecht des Vermieters

§ 562 Umfang des Vermieterpfandrechts. (1) 1 Der Vermieter hat für
seine Forderungen aus dem Mietverhältnis ein Pfandrecht an den eingebrach-
ten Sachen des Mieters. 2 Es erstreckt sich nicht auf die Sachen, die der
Pfändung nicht unterliegen.

(2) Für künftige Entschädigungsforderungen und für die Miete für eine
spätere Zeit als das laufende und das folgende Mietjahr kann das Pfandrecht
nicht geltend gemacht werden.

§ 562a Erlöschen des Vermieterpfandrechts. 1 Das Pfandrecht des Ver-
mieters erlischt mit der Entfernung der Sachen von dem Grundstück, außer
wenn diese ohne Wissen oder unter Widerspruch des Vermieters erfolgt.
2 Der Vermieter kann nicht widersprechen, wenn sie den gewöhnlichen
Lebensverhältnissen entspricht oder wenn die zurückbleibenden Sachen zur
Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen.

§ 562b Selbsthilferecht, Herausgabeanspruch. (1) 1 Der Vermieter darf
die Entfernung der Sachen, die seinem Pfandrecht unterliegen, auch ohne
Anrufen des Gerichts verhindern, soweit er berechtigt ist, der Entfernung zu
widersprechen. 2Wenn der Mieter auszieht, darf der Vermieter diese Sachen
in seinen Besitz nehmen.

(2) 1 Sind die Sachen ohne Wissen oder unter Widerspruch des Vermieters
entfernt worden, so kann er die Herausgabe zum Zwecke der Zurückschaf-
fung auf das Grundstück und, wenn der Mieter ausgezogen ist, die Über-
lassung des Besitzes verlangen. 2 Das Pfandrecht erlischt mit dem Ablauf eines
Monats, nachdem der Vermieter von der Entfernung der Sachen Kenntnis
erlangt hat, wenn er diesen Anspruch nicht vorher gerichtlich geltend ge-
macht hat.
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§ 562c Abwendung des Pfandrechts durch Sicherheitsleistung. 1 Der
Mieter kann die Geltendmachung des Pfandrechts des Vermieters durch
Sicherheitsleistung abwenden. 2 Er kann jede einzelne Sache dadurch von
dem Pfandrecht befreien, dass er in Höhe ihres Wertes Sicherheit leistet.

§ 562d Pfändung durch Dritte. Wird eine Sache, die dem Pfandrecht
des Vermieters unterliegt, für einen anderen Gläubiger gepfändet, so kann
diesem gegenüber das Pfandrecht nicht wegen der Miete für eine frühere Zeit
als das letzte Jahr vor der Pfändung geltend gemacht werden.

Kapitel 4. Wechsel der Vertragsparteien

§ 563 Eintrittsrecht bei Tod des Mieters. (1) 1 Der Ehegatte, der mit
dem Mieter einen gemeinsamen Haushalt führt, tritt mit dem Tod des Mieters
in das Mietverhältnis ein. 2 Dasselbe gilt für den Lebenspartner.

(2) 1 Leben in dem gemeinsamen Haushalt Kinder des Mieters, treten diese
mit dem Tod des Mieters in das Mietverhältnis ein, wenn nicht der Ehegatte
eintritt. 2 Der Eintritt des Lebenspartners bleibt vom Eintritt der Kinder des
Mieters unberührt. 3 Andere Familienangehörige, die mit dem Mieter einen
gemeinsamen Haushalt führen, treten mit dem Tod des Mieters in das Miet-
verhältnis ein, wenn nicht der Ehegatte oder der Lebenspartner eintritt. 4 Das-
selbe gilt für Personen, die mit dem Mieter einen auf Dauer angelegten
gemeinsamen Haushalt führen.

(3) 1 Erklären eingetretene Personen im Sinne des Absatzes 1 oder 2 inner-
halb eines Monats, nachdem sie vom Tod des Mieters Kenntnis erlangt haben,
dem Vermieter, dass sie das Mietverhältnis nicht fortsetzen wollen, gilt der
Eintritt als nicht erfolgt. 2 Für geschäftsunfähige oder in der Geschäftsfähigkeit
beschränkte Personen gilt § 210 entsprechend. 3 Sind mehrere Personen in
das Mietverhältnis eingetreten, so kann jeder die Erklärung für sich abgeben.

(4) Der Vermieter kann das Mietverhältnis innerhalb eines Monats, nach-
dem er von dem endgültigen Eintritt in das Mietverhältnis Kenntnis erlangt
hat, außerordentlich mit der gesetzlichen Frist kündigen, wenn in der Person
des Eingetretenen ein wichtiger Grund vorliegt.

(5) Eine abweichende Vereinbarung zum Nachteil des Mieters oder solcher
Personen, die nach Absatz 1 oder 2 eintrittsberechtigt sind, ist unwirksam.

§ 563a Fortsetzung mit überlebenden Mietern. (1) Sind mehrere Per-
sonen im Sinne des § 563 gemeinsam Mieter, so wird das Mietverhältnis beim
Tod eines Mieters mit den überlebenden Mietern fortgesetzt.

(2) Die überlebenden Mieter können das Mietverhältnis innerhalb eines
Monats, nachdem sie vom Tod des Mieters Kenntnis erlangt haben, außer-
ordentlich mit der gesetzlichen Frist kündigen.

(3) Eine abweichende Vereinbarung zum Nachteil der Mieter ist unwirk-
sam.

§ 563b Haftung bei Eintritt oder Fortsetzung. (1) 1 Die Personen, die
nach § 563 in das Mietverhältnis eingetreten sind oder mit denen es nach
§ 563 a fortgesetzt wird, haften neben dem Erben für die bis zum Tod des
Mieters entstandenen Verbindlichkeiten als Gesamtschuldner. 2 Im Verhältnis
zu diesen Personen haftet der Erbe allein, soweit nichts anderes bestimmt ist.
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(2) Hat der Mieter die Miete für einen nach seinem Tod liegenden Zeit-
raum im Voraus entrichtet, sind die Personen, die nach § 563 in das Miet-
verhältnis eingetreten sind oder mit denen es nach § 563 a fortgesetzt wird,
verpflichtet, dem Erben dasjenige herauszugeben, was sie infolge der Voraus-
entrichtung der Miete ersparen oder erlangen.

(3) Der Vermieter kann, falls der verstorbene Mieter keine Sicherheit
geleistet hat, von den Personen, die nach § 563 in das Mietverhältnis einge-
treten sind oder mit denen es nach § 563 a fortgesetzt wird, nach Maßgabe
des § 551 eine Sicherheitsleistung verlangen.

§ 564 Fortsetzung des Mietverhältnisses mit dem Erben, außer-
ordentliche Kündigung. 1 Treten beim Tod des Mieters keine Personen im
Sinne des § 563 in das Mietverhältnis ein oder wird es nicht mit ihnen nach
§ 563 a fortgesetzt, so wird es mit dem Erben fortgesetzt. 2 In diesem Fall ist
sowohl der Erbe als auch der Vermieter berechtigt, das Mietverhältnis inner-
halb eines Monats außerordentlich mit der gesetzlichen Frist zu kündigen,
nachdem sie vom Tod des Mieters und davon Kenntnis erlangt haben, dass ein
Eintritt in das Mietverhältnis oder dessen Fortsetzung nicht erfolgt sind.

§ 565 Gewerbliche Weitervermietung. (1) 1 Soll der Mieter nach dem
Mietvertrag den gemieteten Wohnraum gewerblich einem Dritten zu Wohn-
zwecken weitervermieten, so tritt der Vermieter bei der Beendigung des
Mietverhältnisses in die Rechte und Pflichten aus dem Mietverhältnis zwi-
schen dem Mieter und dem Dritten ein. 2 Schließt der Vermieter erneut einen
Mietvertrag zur gewerblichen Weitervermietung ab, so tritt der Mieter an-
stelle der bisherigen Vertragspartei in die Rechte und Pflichten aus dem
Mietverhältnis mit dem Dritten ein.

(2) Die §§ 566 a bis 566 e gelten entsprechend.
(3) Eine zum Nachteil des Dritten abweichende Vereinbarung ist unwirk-

sam.

§ 566 Kauf bricht nicht Miete. (1) Wird der vermietete Wohnraum nach
der Überlassung an den Mieter von dem Vermieter an einen Dritten ver-
äußert, so tritt der Erwerber anstelle des Vermieters in die sich während der
Dauer seines Eigentums aus dem Mietverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein.

(2) 1 Erfüllt der Erwerber die Pflichten nicht, so haftet der Vermieter für
den von dem Erwerber zu ersetzenden Schaden wie ein Bürge, der auf die
Einrede der Vorausklage verzichtet hat. 2 Erlangt der Mieter von dem Über-
gang des Eigentums durch Mitteilung des Vermieters Kenntnis, so wird der
Vermieter von der Haftung befreit, wenn nicht der Mieter das Mietverhältnis
zum ersten Termin kündigt, zu dem die Kündigung zulässig ist.

§ 566a Mietsicherheit. 1 Hat der Mieter des veräußerten Wohnraums
dem Vermieter für die Erfüllung seiner Pflichten Sicherheit geleistet, so tritt
der Erwerber in die dadurch begründeten Rechte und Pflichten ein. 2 Kann
bei Beendigung des Mietverhältnisses der Mieter die Sicherheit von dem
Erwerber nicht erlangen, so ist der Vermieter weiterhin zur Rückgewähr
verpflichtet.
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§ 566b1) Vorausverfügung über die Miete. (1) 1 Hat der Vermieter vor
dem Übergang des Eigentums über die Miete verfügt, die auf die Zeit der
Berechtigung des Erwerbers entfällt, so ist die Verfügung wirksam, soweit sie
sich auf die Miete für den zur Zeit des Eigentumsübergangs laufenden Kalen-
dermonat bezieht. 2 Geht das Eigentum nach dem 15. Tag des Monats über,
so ist die Verfügung auch wirksam, soweit sie sich auf die Miete für den
folgenden Kalendermonat bezieht.

(2) Eine Verfügung über die Miete für eine spätere Zeit muss der Erwerber
gegen sich gelten lassen, wenn er sie zur Zeit des Übergangs des Eigentums
kennt.

§ 566c Vereinbarung zwischen Mieter und Vermieter über die Mie-
te. 1 Ein Rechtsgeschäft, das zwischen dem Mieter und dem Vermieter über
die Mietforderung vorgenommen wird, insbesondere die Entrichtung der
Miete, ist dem Erwerber gegenüber wirksam, soweit es sich nicht auf die
Miete für eine spätere Zeit als den Kalendermonat bezieht, in welchem der
Mieter von dem Übergang des Eigentums Kenntnis erlangt. 2 Erlangt der
Mieter die Kenntnis nach dem 15. Tag des Monats, so ist das Rechtsgeschäft
auch wirksam, soweit es sich auf die Miete für den folgenden Kalendermonat
bezieht. 3 Ein Rechtsgeschäft, das nach dem Übergang des Eigentums vor-
genommen wird, ist jedoch unwirksam, wenn der Mieter bei der Vornahme
des Rechtsgeschäfts von dem Übergang des Eigentums Kenntnis hat.

§ 566d Aufrechnung durch den Mieter. 1 Soweit die Entrichtung der
Miete an den Vermieter nach § 566 c dem Erwerber gegenüber wirksam ist,
kann der Mieter gegen die Mietforderung des Erwerbers eine ihm gegen den
Vermieter zustehende Forderung aufrechnen. 2 Die Aufrechnung ist aus-
geschlossen, wenn der Mieter die Gegenforderung erworben hat, nachdem er
von dem Übergang des Eigentums Kenntnis erlangt hat, oder wenn die
Gegenforderung erst nach der Erlangung der Kenntnis und später als die
Miete fällig geworden ist.

§ 566e Mitteilung des Eigentumsübergangs durch den Vermieter.
(1) Teilt der Vermieter dem Mieter mit, dass er das Eigentum an dem

vermieteten Wohnraum auf einen Dritten übertragen hat, so muss er in
Ansehung der Mietforderung dem Mieter gegenüber die mitgeteilte Über-
tragung gegen sich gelten lassen, auch wenn sie nicht erfolgt oder nicht
wirksam ist.

(2) Die Mitteilung kann nur mit Zustimmung desjenigen zurückgenom-
men werden, der als der neue Eigentümer bezeichnet worden ist.

§ 567 Belastung des Wohnraums durch den Vermieter. 1Wird der
vermietete Wohnraum nach der Überlassung an den Mieter von dem Ver-
mieter mit dem Recht eines Dritten belastet, so sind die §§ 566 bis 566 e
entsprechend anzuwenden, wenn durch die Ausübung des Rechts dem Mie-
ter der vertragsgemäße Gebrauch entzogen wird. 2Wird der Mieter durch die
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Ausübung des Rechts in dem vertragsgemäßen Gebrauch beschränkt, so ist
der Dritte dem Mieter gegenüber verpflichtet, die Ausübung zu unterlassen,
soweit sie den vertragsgemäßen Gebrauch beeinträchtigen würde.

§ 567a Veräußerung oder Belastung vor der Überlassung des Wohn-
raums. Hat vor der Überlassung des vermieteten Wohnraums an den Mieter
der Vermieter den Wohnraum an einen Dritten veräußert oder mit einem
Recht belastet, durch dessen Ausübung der vertragsgemäße Gebrauch dem
Mieter entzogen oder beschränkt wird, so gilt das Gleiche wie in den Fällen
des § 566 Abs. 1 und des § 567, wenn der Erwerber dem Vermieter gegen-
über die Erfüllung der sich aus dem Mietverhältnis ergebenden Pflichten
übernommen hat.

§ 567b Weiterveräußerung oder Belastung durch Erwerber. 1Wird
der vermietete Wohnraum von dem Erwerber weiterveräußert oder belastet,
so sind § 566 Abs. 1 und die §§ 566 a bis 567 a entsprechend anzuwenden.
2 Erfüllt der neue Erwerber die sich aus dem Mietverhältnis ergebenden
Pflichten nicht, so haftet der Vermieter dem Mieter nach § 566 Abs. 2.

Kapitel 5. Beendigung des Mietverhältnisses

Unterkapitel 1. Allgemeine Vorschriften

§ 568 Form und Inhalt der Kündigung. (1) Die Kündigung des Miet-
verhältnisses bedarf der schriftlichen Form.

(2) Der Vermieter soll den Mieter auf die Möglichkeit, die Form und die
Frist des Widerspruchs nach den §§ 574 bis 574 b rechtzeitig hinweisen.

§ 569 Außerordentliche fristlose Kündigung aus wichtigemGrund.
(1) 1 Ein wichtiger Grund im Sinne des § 543 Abs. 1 liegt für den Mieter

auch vor, wenn der gemietete Wohnraum so beschaffen ist, dass seine Benut-
zung mit einer erheblichen Gefährdung der Gesundheit verbunden ist. 2 Dies
gilt auch, wenn der Mieter die Gefahr bringende Beschaffenheit bei Vertrags-
schluss gekannt oder darauf verzichtet hat, die ihm wegen dieser Beschaffen-
heit zustehenden Rechte geltend zu machen.

(2) Ein wichtiger Grund im Sinne des § 543 Abs. 1 liegt ferner vor, wenn
eine Vertragspartei den Hausfrieden nachhaltig stört, so dass dem Kündigen-
den unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere eines
Verschuldens der Vertragsparteien, und unter Abwägung der beiderseitigen
Interessen die Fortsetzung des Mietverhältnisses bis zum Ablauf der Kündi-
gungsfrist oder bis zur sonstigen Beendigung des Mietverhältnisses nicht
zugemutet werden kann.

(2 a) 1 Ein wichtiger Grund im Sinne des § 543 Absatz 1 liegt ferner vor,
wenn der Mieter mit einer Sicherheitsleistung nach § 551 in Höhe eines
Betrages im Verzug ist, der der zweifachen Monatsmiete entspricht. 2 Die als
Pauschale oder als Vorauszahlung ausgewiesenen Betriebskosten sind bei der
Berechnung der Monatsmiete nach Satz 1 nicht zu berücksichtigen. 3 Einer
Abhilfefrist oder einer Abmahnung nach § 543 Absatz 3 Satz 1 bedarf es
nicht. 4 Absatz 3 Nummer 2 Satz 1 sowie § 543 Absatz 2 Satz 2 sind ent-
sprechend anzuwenden.

(3) Ergänzend zu § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gilt:

1 BGB §§ 567 a–569 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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